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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 44. 


(Nr, 4749.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend das Statut der „Werſchen-Weißenfelſer Braun⸗ 
kohlen-⸗Aktiengeſellſchaft“, mit dem Domizil in Weißenfels. Vom 20. Juli 
1857. 


9 | 7 * 17 ur Y 5 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. dc. 


fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter 
der Benennung: „Werſchen-Weißenfelſer Braunfohlen - Aktiengeſellſchaft“, 
deren Sitz in Weißenfels ſein ſoll und die zum Zwecke hat, den Braunkoh⸗ 
lenbergbau in der Umgegend von Weißenfels zu betreiben und alle dabei ge⸗ 
foͤrderten Stoffe und Materialien oder ſonſt gewonnene Mineralien, ſei es 
durch den Handel, ſei es durch gewerbliche Anlagen, welche ſich unmittelbar 
auf deren Benutzung und Verarbeitung beziehen, zur Verwerthung zu bringen, 
auf Grund des Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und dem in dem 
notariellen Akte vom 28. April d. J. feſtgeſtellten Geſellſchaftsſtatute mit der 
Maaßgabe Unſere landesherrliche Beftätigung ertheilt haben, daß den Schluß⸗ 
worten des H. 4.: 5 


„auf dem Prozeßbuͤreau der jedesmaligen Gerichtsbehoͤrde fuͤr die Stadt 
Weißenfels“ 


die ſubſtituirt werden:; 
„auf dem Buͤreau der Gerichtskommiſſion I. Bezirks zu Weißenfels.“ 


Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit dem erwaͤhnten notariellen Akte 
vom 28. April d. J. für immer verbunden und nebſt dem Wortlaute der Sta- 
kuten durch die Geſetz⸗Sammlung und durch das Amtsblatt Unſerer Regierung 


in Merſeburg zur öffentlichen Kenntniß gebracht werde. 
Jahrgang 1857 (Nr. 4749.) 83 Ur⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 21. Auguſt 1857. 


ie Be 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 4 
tem Königlichen Inſiegel. 155 
Gegeben Sansſouci, den 20. Juli 1857. | 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. | 


; Fuͤr den Minifter fir Handel, Gewerbe 
Simons. 8 und oͤffentliche Arbeiten: 


v. Pommer Eſche. 


Statut 


für » 


die Werſchen⸗Weißenfelſer Braunkohlen⸗Aktiengeſellſchaft. 


5 
F. 1. 


1 1 Unter dem Vorbehalte landesherrlicher Genehmigung wird zwiſchen 
Gerichtsstand. 1) dem Kaufmann Carl Auguſt Jacob zu Halle, 
2) dem Bankier B. Barnitſon daſelbſt, 
3) dem Kaufmann Heinrich Theodor Weber zu Leipzig, 
4) dem Stadtrath Friedrich Wilhelm Schwarzbach zu Naumburg, 
5) dem Kohlenwerksbeſitzer Heinrich Loͤblich daſelbſt, 
6) dem Kaufmann Auguſt Lebrecht Zickmantel zu Weißenfels, 
7) dem Magiſtrats⸗Aſſeſſor Carl Friedrich Mahler daſelbſt, 
8) dem Rittergutsbeſitzer Johann Gottfried Schneider zu Noͤdlitz, 
9) dem Bankier Reinhold Steckner zu Halle, 
10) dem Kohlenwerksbeſitzer Carl Gruhl zu Weißenfels, 


und allen denen, welche ſich durch Erwerbung von Aktien daran betheiligen 
| werden, durch Gegenwaͤrtiges unter den nachſtehenden Formen und in Gemaͤß⸗ 
1 des Geſetzes vom 9. November 1843. eine Aktiengeſellſchaft unter der 
irma: ö a 
„Werſchen-Weißenfelſer Braunkohlen-Aktiengeſellſchaft“ 


errichtet, welche ihren Sitz und Gerichtsſtand in Weißenfels hat. 


H. 2. 


Zweck. Der Zweck der Geſellſchaft iſt: den Braunkohlenbergbau in der Um⸗ 
gegend von Weißenfels durch Vereinigung in beſſeren Betrieb zu bringen, 
Gruben, Kohlen- und Torflager zu erwerben, den Abbau zu betreiben und 


alle dabei gefoͤrderten Stoffe und Materialien oder ſonſt gewonnene me 
ö N en, 
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len, ſei es durch den Handel, fei e8 durch gewerbliche Anlagen, welche fich 
unmittelbar auf deren Benutzung und Verarbeitung beziehen, zur Verwerthung 


zu bringen. 


H. 3. 


Das Grundkapital der Geſellſchaft betraͤgt fuͤnfhundert tauſend Thaler Grundkapital 
Preußiſch Kurant und wird repraͤſentirt durch fünftaufend Aktien, eine jede zu und Aktien. 
dem Nominalwerthe von Einhundert Thalern. 

Eine Vermehrung des Grundkapitals kann nach F. 22. von der Gene⸗ 
ralverſammlung beſchloſſen werden. 


H. 4. 


Die Aktien lauten auf jeden Inhaber und werden nach dem beigefuͤgten 
Schema ausgefertigt. Sie tragen eine laufende Nummer und die Unterſchrift \ 
vom Vorſitzenden reſp. deſſen Stellvertreter und einem Mitgliede des Verwal⸗ 
tungsrathes und dem Betriebsdirektor. i 

Ueber den Nominalwerth der Aktien und die etwa nach H. 7. verfallen⸗ 
den Konventionalſtrafen hinaus iſt kein Aktionair zu Zahlungen an die Ge⸗ 
ſellſchaft verbunden. 

Alle Aktionaire haben, ſofern es ſich um die Erfuͤllung ihrer Verpflich⸗ 
tungen gegen die Geſellſchaft und die Erfuͤllungen der Geſellſchaftsverpflichtun⸗ 
gen gegen ſie handelt, ihr Domizil in Weißenfels. 

Alle Inſinuationen erfolgen gültig an die in dieſem Domizilorte woh⸗ 

nende, von dem Aktionair zu beſtimmende Perſon, oder in dem daſelbſt belege— 

nen, von dem Aktionair zu bezeichnenden Haufe, nach Maaßgabe der HH. 20. 
und 21. Theil I. Titel 7. der Allgemeinen Gerichts-Ordnung, und in Erman⸗ 
gelung der Beſtimmung einer Perſon oder eines Hauſes auf dem Prozeßbuͤreau 
der jedesmaligen Gerichtsbehoͤrde für die Stadt Weißenfels. 


H. 5. 


Mit jeder Aktie werden fuͤr fünf Jahre auf jeden Inhaber lautende Dioidenden⸗ 
Dividendenſcheine nebſt Talons nach dem beigefuͤgten Schema ausgegeben, Waun 
welche nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt und gegen Ruͤckgabe 5 
des Talons an deſſen Inhaber ausgehaͤndigt werden. 

Die Zahlung der Dividenden beginnt mit dem zweiten Geſchaͤftsjahre. 

Bis zu deſſen Eintritt werden ſaͤmmtliche Einzahlungen auf Aktien, von dem 

Tage ab, wo ſie geleiſtet ſind, mit vier Prozent jaͤhrlich verzinſt. 


H. 6. f 
Die Ausgabe der Aktien erfolgt nach geleiſteter voller Einzahlung. Bis Beitwuntt ber 


dahin werden auf den Namen lautende Interimsquittungen ausgehändigt. men tus 
Die Einzahlung der Aftienbeträge foll mit mindeſtens zehn Prozent ſo⸗ dus der 

ee erfolgter landesherrlicher nd Statuts geſchehen. 5 ee 
r. x 3 * — 


Verwaltungs⸗ 
rath. 
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Berichtigung der weiteren Raten erfolgt nach dem Beduͤrfniß der Geſellſchaft. 
Es muß die Zahlungsaufforderung zu denſelben mindeſtens vier Wochen vor 
dem Zahlungstermine durch die H. 31. bezeichneten Geſellſchaftsblaͤtter gefche: 
hen, und es muͤſſen im Laufe des erſten Jahres uͤberhaupt mindeſtens vierzig 
Prozent eingezahlt werden. 


Se ıla 


Wer den eingeforderten Aktienbetrag bis zum beſtimmten Zahlungster⸗ 
mine nicht einzahlt, verfaͤllt in eine Konventionalſtrafe von zehn Prozenk des 
ausgeſchriebenen Betrages; erfolgt die Zahlung nach anderweiter oͤffentlicher 
Aufforderung (F. 31.) nicht binnen vierwoͤchentlicher Friſt, fo iſt der Verwal⸗ 
tungsrath berechtigt, die bis dahin eingezahlten Raten als verfallen und die 
durch die Ratenzahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Unterzeichnung dem 
Aktionair gegebenen Anſpruͤche auf den Empfang von Aktien für erloſchen zu 
erklären. Dieſe Erklärung erfolgt durch oͤffentliche Bekanntmachung (H. 31.) 
unter Angabe der Nummer der Aktie. N 

An die Stelle der auf dieſe Art ausſcheidenden Aktiongire koͤnnen von 
dem Verwaltungsrathe neue Aktienzeichner zugelaſſen werden. 

Der Verwaltungsrath iſt ſtatt deſſen auch ermächtigt, die fälligen Ein⸗ 
zahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktienzeichner gericht: 
lich einklagen zu laſſen. 


H. 8. 


Gehen Aktien, Talons oder Interimsquittungen verloren, oder werden 


ge dieſelben vernichtet, fo tritt auf Koſten der Betheiligten das den geſetzlichen 
Vorſchriften entſprechende Mortifikationsverfahren ein, welches der Verwal⸗ 
tungsrath bei der kompetenten Behörde (SS. 1. und 4.) veranlaßt. 8 

Nach legal ausgeſprochener Mortififation werden neue Aktien, Talons 
oder Interimsquittungen ausgefertigt. 

In Betreff der Dividendenſcheine findet ein Mortifikations verfahren nicht 
ſtatt; doch wird demjenigen, welcher den Verluſt von Dividendenſcheinen vor 
Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt bei der Geſellſchaft anmeldet und den ſtattgehab⸗ 
ten Beſitz durch Vorzeigung der Aktien oder ſonſt glaubhaft darthut, nach Ab⸗ 
lauf der Verfaͤhrungsfriſt der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht 
vorgekommenen Dividendenſcheine gegen Quittung ausgezahlt. 


H. 9 


Zur oberen Leitung der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung derſelben, wird 
von der Generalverſammlung ein aus neun Mitgliedern beſtehender Verwal⸗ 
tungsrath gewaͤhlt. ! 

Eine gerichtliche oder notarielle Ausfertigung des Wahlaktes bildet die 
Legitimation des Verwaltungsrathes. 


Die 


RR, 


Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes werden öffentlich 
befannt gemacht ($. 31.). 

Alle Jahre ſcheiden drei Mitglieder nach dem Dienftalter aus und wer: 
den durch Neuwahlen erſetzt; bis die Reihe im Austritt ſich gebildet, entſcheidet 
das Loos. Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 

Zum Ausſcheiden vor Ablauf ihrer Amtsdauer ſind Mitglieder des Ver⸗ 
waltungsrathes verpflichtet, wenn fie in Konkurs verfallen, oder Gruben inner: 
halb einer Meile von geſellſchaftlichen Gruben beſitzen, erwerben oder betreiben. 
Ausnahmen kann der Verwaltungsrath geſtatten. Die dadurch, ſowie durch 
Tod oder freiwilligen Austritt oder aus anderen Urſachen ausſcheidenden Mit⸗ 
glieder ergaͤnzt bis zur naͤchſten Generalverſammlung der Verwaltungsrath 
durch eigene, zu gerichtlichem oder notariellem Protokoll vorzunehmende Wahl, 
deren Ergebniß gleichfalls oͤffentlich (H. 31.) bekannt gemacht werden muß. 


H. 10. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß zweitauſend Thaler a) Kaution. 
Kaution in Aktien nach dem Nennwerthe bei der Geſellſchaft niederlegen. Doch 
kann die Generalverſammlung bei der Wahl durch beſonderen Beſchluß dieſe 
Kaution bis auf Eintauſend Thaler ermaͤßigen. 


§. 11. 


Der Verwaltungsrath waͤhlt aus feiner Mitte in der Regel und ſofern 1) Wahl des 
die Amtsdauer nicht fruͤher endet, auf drei Jahre einen Vorſitzenden und einen ane 
Stellvertreter deſſelben, ſowie zwei fungirende Raͤthe. Zum Stellvertreter des fungikenden 
Vorſitzenden kann auch einer der fungirenden Raͤthe erwaͤhlt werden. Die Näthe h 


Namen der Gewaͤhlten find oͤffentlich bekannt zu machen (F. 31.). 
§. 12. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich fo oft als der Vorſitzende es ch Verſamm⸗ 
fuͤr noͤthig erachtet, auf deſſen Einladung und zwar in der Regel zu Weißenfels. ſchlügfaſang 
Eine außerordentliche Zuſammenberufung hat der Vorſitzende zu bewir— = 
ken, wenn drei Mitglieder des Verwaltungsrathes, oder die zwei fungirenden 
Raͤthe, oder der Betriebsdirektor bei ihm darauf antragen. 
Der Verwaltungsrath beſchließt mit Ausnahme der in H. 16. und 24. 
gedachten Faͤlle nach abſoluter Stimmenmehrheit. Wird ſolche bei Wahlen 
nicht erzielt, fo wird der in H. 18. für dieſen Fall vorgeſchriebene Wahlmo⸗ 
dus eingeſchlagen. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 
Zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes muͤſſen wenigſtens fuͤnf Mitglie⸗ 
der, darunter der Vorſitzende refp. deſſen Stellvertreter, anweſend fein. 
Das uͤber die Beſchluͤſſe aufzunehmende Protokoll muß von dem Vor⸗ 
ſitzenden reſp. deſſen Stellvertreter und außerdem von mindeſtens vier der an⸗ 
weſenden Mitglieder unterzeichnet werden. 
(Nr. 4749.) Alle 
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Alle Unterſchriften, welche der Verwaltungs rath in fuͤr die Geſellſchaft “ 
bindender Form zu leiſten hat, muͤſſen mindeſtens von deſſen Vorſitzenden reſp. 
Stellvertreter und zwei ſeiner Mitglieder vollzogen ſein. . 


H. 185 


d) Umfang Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Adminiſtrations⸗ und Eigenthums⸗ 
ufd Piel handlungen fuͤr die Geſellſchaft vorzunehmen, namentlich auch Konzeſſtonen, 
Werke, Grundſtuͤcke und Gerechtſame zu erwerben und zu verdußern, Aktiv⸗ 
Kapitalien und Immobiliar⸗Kaufſchillinge einzuziehen, Hypothekar⸗Eintragungen 
zu nehmen, Hypothekar⸗Loͤſchungen zu bewilligen, über die Verwendung und Anle- 
gung der disponiblen Fonds, ferner uͤber die voruͤbergehende Benutzung von 
Kredit zu beſtimmen, uͤber Anſchaffung und Veraͤußerung von Maſchinen, die 
zum Betrieb der Bergwerke und zur Fabrikation der Produkte erforderlich ſind, 
uͤber die Anlegung von Schaͤchten, Stollen und andern nöthigen Arbeiten in 
den Bergwerken, über Neubauten, große Reparaturen an den Immobilien und 
die Errichtung neuer Etabliſſements, tiber alle Vertraͤge, welche ſich auf die 
Regulirung der Preiſe und den Abſatz der Produkte der Geſellſchaft beziehen, 
und über alle Uebereinkuͤnfte zur Theilnahme an Geſchaͤften mit Andern zu 
beſchließen. Der Verwaltungsrath ernennt und entſetzt nach Anhoͤrung oder 
auf Antrag des Betriebsdirektors alle Agenten, ſowie diefenigen Beamten der 
Geſellſchaft, welche im Jahresgehalte ſtehen und eine Beſoldung von 200 Tha⸗ 
lern und daruͤber jaͤhrlich erhalten, beſtimmt ihre Gehalte und etwanige Kau⸗ 
tionen. Er iſt befugt, uͤber Alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft betrifft, 
Verträge abzuschließen, ſich zu vergleichen, zu kompromittiren und zu ſubſtitui⸗ 
ren. Kaͤufe und Verkaͤufe von Immobilien und neue Anlagen, ſofern ein ſol⸗ 
ches Geſchaͤft den Betrag von funfzehntauſend Thalern uͤberſteigt, bedürfen 
der Zuſtimmung der Generalverſammlung. Fuͤr die der Generalverſammlung 
vorbehaltenen Entſcheidungen liegt in den Beſchluͤſſen der Generalverſammlung 
über die auszufuͤhrenden Maaßregeln zugleich die Ertheilung der General- und 
Spezialvollmacht an den Verwaltungsrath, dieſe Beſchluͤſſe zu vollziehen und 
vollziehen zu laſſen. 5 


H. 14. 


Der Verwaltungsrath hat die Befugniß, einzelne ſeiner Mitglieder, ſo⸗ 
wie den Betriebsdirektor zur Beſorgung beſonderer Funktionen zu delegiren, 
wie auch den Repraͤſentanten der Bergbehoͤrde gegenuber zu wählen. Br 


H. 15. 


e) Reifetoften Die Mitglieder des Verwaltungsrathes bekommen Erſtattung der Reife: 

gen eln koſten, die ihnen durch die Sitzungen oder durch Auftraͤge des Verwaltungs⸗ 
rathes im Intereſſe der Geſellſchaft erwachſen. 

Außerdem kann dem Vorſttzenden des Verwaltungsrathes und deſſen 

Stellvertreter, den fungirenden Raͤthen und den Mitgliedern, welche e 

er⸗ 


— 


Verwaltungsrathe vorzugsweise vor den anderen mit Wahrnehmung geſell⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen beauftragt werden, von dem Verwaltungsrathe nach 


5 deſſen Ermeſſen fuͤr ihre Muͤhen und Beſorgungen ein jaͤhrliches Pauſchquan⸗ 


tum oder auch eine Tantieme bewilligt werden, welche indeſſen ſechs Prozent 
des Betriebsuͤberſchuſſes (F. 28.) nicht uͤberſteigen ſoll. 


$. 16. 
Zur ſpeziellen Fuͤhrung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 


Betriebs⸗ 


tungsrathes wird ein Betriebsdirektor von ihm angeſtellt, welcher nicht Mit- Direktor. 


glied des Verwaltungsrathes iſt. Er kann zugleich Repraͤſentant ($. 14.) fein, 
und iſt der naͤchſte Vorgeſetzte aller im Dienſte der Geſellſchaft angeſtellten 
Beamten und Agenten. 

e Seine Geſchaͤfte, ſowie fein Gehalt und die zu ſtellende Kaution, werden 
durch beſonderen Vertrag von dem Verwaltungsrathe feſtgeſtellt. N 

Seine Entlaffung erfolgt durch den Verwaltungsrath, wenn zwei Dritte 
der Mitglieder dafur ſtimmen. 

Zur Vertretung des Betriebsdirektors beſtimmt der Verwaltungsrath 
entweder einen der fungirenden Raͤthe oder einen Beamten, und ertheilt die 
Inſtruktion fuͤr denſelben. 

Die Wahl des Betriebsdirektors und deſſen Stellvertreters muß zu 
gerichtlichem oder notariellem Protokolle erfolgen. Der Name von beiden iſt 
durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


. 


Im zweiten Quartale eines jeden Geſchaͤftsjahres beruft der Der: ee 


fungsrath die regelmäßige Generalverſammlung. 

Außerordentlich muß eine ſolche ſtattfinden, wenn der Verwaltungsrath 
es fuͤr noͤthig erachtet, oder die Inhaber von mindeſtens dem fuͤnften Theile 
der ausgegebenen Aktien unter deren Deponirung und Angabe der Berathungs⸗ 
gegenſtaͤnde ſchriftlich bei ihm darauf antragen. 1 5 

Der Ort des Zuſammentritts der Generalverſammlung iſt jederzeit 
Weißenfels. 

Die fuͤr die Verhandlungen der Generalverſammlung beſtimmten und 
deren Beſchlußnahme ausdruͤcklich vorbehaltenen Gegenſtaͤnde ſind: 

1) Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage der Geſchaͤfte im Allge⸗ 
meinen und uͤber die Reſultate des verfloſſenen Jahres insbeſondere; 

2) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes (F. 9.); 

3) Wahl von drei Kommiſſarien zu Prüfung der Bilanz ($. 21.); 

4) Decharge der Jahresrechnung ($. 21.); 

5) Beſchlußnahme uͤber die vom Verwaltungsrathe geſtellten Antraͤge, na⸗ 
mentlich in Beziehung auf diejenigen Geſchaͤfte, welche nach H. 13. der 
Beſchlußnahme der Generalverſammlung vorbehalten ſind; 

(Nr. 4749.) 6) Be⸗ 


mlung, 
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6) N über die von einzelnen Aktionairs gemaͤß H. 20, geftellten 
Inträge; ö 

7) die Aufnahme dauernder, nicht den gewöhnlichen gefchäftlichen Verkehr 
betreffenden Anleihen (§. 13.); 


8) Abaͤnderungen der Statuten und Erhöhung des Grundkapitals (§. 22); 


9) Beſchlußnahme uͤber die Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft 
(H. 23.) und 


10) über deren Aufloͤſung (H. 24.). 


Die Einladungen zu den Generalverſammlungen geſchehen in den $. 31. 
beſtimmten Blaͤttern zweimal, mindeſtens drei Wochen und acht Tage vor dem an: 
geſetzten Termine. Dieſelben muͤſſen bei außerordentlichen Generalverſammlun⸗ 
gen alle Gegenſtaͤnde der Verhandlung, bei den ordentlichen aber mindeſtens 
biefenigen angeben, welche nicht die gewöhnliche laufende Geſchaͤftsverwaltung 

etreffen. 
f Namentlich beduͤrfen die vorſtehend sub 7. 8. 9. 10. angefuͤhrten Ge⸗ 
genſtaͤnde dieſer vorherigen ausdruͤcklichen Angabe. 


§. 18. 


Mit Ausnahme der in HH. 23. und 24. gedachten Falle find nur dieje⸗ 
nigen Aktionaire zur Theilnahme an der Generalverſammlung befugt und in 
derſelben ſtimmberechtigt, welche den Beſitz von mindeſtens fünf Aktien nach- 

weiſen und auf Erfordern ſolche bis nach abgehaltener Generalverſammlung 
bei der Geſellſchaftskaſſe gegen Aushaͤndigung einer Eintrittskarte, auf welcher 
ihr Stimmrecht angegeben wird, deponiren. 5 

Abweſende Aktionaire konnen ſich in der Generalverſammlung nur durch 
andere ſtimmberechtigte Aktionaire vertreten laſſen; über die Gültigkeit von 
Privatvollmachten entſcheidet der Verwaltungsrath. i 

Je fuͤnf Aktien geben Eine Stimme, jedoch kann ein Aktionair durch 
Beſitz oder Vollmacht nicht mehr als dreißig Stimmen in ſich vereinigen. 

Minderjaͤhrige und andere Bevormundete werden durch ihre Vormuͤnder 


oder Kuratoren, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner vertreten; dieſe Vertreter Mn 
brauchen nicht ſelbſt Aktionaire zu fein, müffen aber gegen den Verwaltungs⸗ 


rath ihre Berechtigung glaubhaft ausweiſen. — 9 
a Beſitzer von Aktien, auf welche fällige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig find, 


koͤnnen in der Generalverſammlung weder ein Stimmrecht ausuͤben, noch ſich 


vertreten laſſen. 

Alle Beſchluͤſſe der Geſellſchaft werden mit Ausnahme der in Hh. 22. 
und 23. bezeichneten Faͤlle mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt. Bei ſich 
ergebender Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vorſitzenden. Die 
vorzunehmenden Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Tritt ſolche 
nicht ſofort ein, ſo werden diejenigen, welche die relativ meiſten Stimmen er⸗ 
halten haben, in der doppelten Zahl der zu Waͤhlenden auf die engere Wahl 
gebracht. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. N 


. 19 


H. 1 9. £ 


Den Vorſitz führt der Vorſitzende des Verwaltungsrathes. Er berich⸗ 
tet ſelbſt oder durch ein Mitglied des Verwaltungsrathes uͤber die Lage des 
Geſchäfts und traͤgt die Gegenſtaͤnde, welche auf der Tagesordnung ſtehen, 
vor. Die Protokolle in der Verſammlung werden ſaͤmmtlich gerichtlich oder 
notariell aufgenommen, vom Vorſitzenden, von den von der Generalverſamm⸗ 
lung zu erwaͤhlenden zwei Stimmzaͤhlern und wenigſtens noch zwei Aktionairen 
unterzeichnet. 


5 $ 20. 


Antraͤge zur Berathung bei der Generalverſammlung, welche von Ak⸗ 
tionairen ausgehen, muͤſſen mindeſtens vierzehn Tage vor der Verſammlung 
dem Verwaltungsrathe ſchriftlich eingereicht werden; geſchieht dies ſpaͤter, fo 
werden fie nach deſſen Befinden für die naͤchſte Generalverſammlung zuruͤckgelegt. 


H. 21. 


Die jaͤhrliche Generalverſammlung ernennt aus ihrer Mitte drei Aktio⸗ 
naire, welche den Auftrag haben, im jedesmaligen Geſchaͤftslokale der Geſell— 
[haft in Weißenfels die Jahresrechnung zu prüfen, welche der naͤchſten Gene: 
ralverſammlung vom Verwaltungsrathe vorzulegen iſt. Dieſelben haben das 
Reſultat ihrer Prüfung dem Verwaltungsrathe mitzutheilen und ſodann der 
Generalverſammlung Bericht zu erſtatten, welche darauf Decharge ertheilt oder 
verweigert. 


H. 22. 


f Abaͤnderungen des Statuts und Erhöhungen des Grundkapitals koͤnnen Abänderun⸗ 
in einer Generalverſammlung mit einer Mehrheit von drei Vierteln der vertrete⸗ dal des Sta⸗ 
nen Stimmen beſchloſſen werden, wenn der Inhalt des zu Verhandelnden bei 

der Einberufung in dieſen Beziehungen im Allgemeinen angegeben war. 


Abaͤnderungen des Statuts und Erhoͤhungen des Grundkapitals beduͤrfen 
der landesherrlichen Genehmigung. f 


H. 235 


| Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf funfzig, vom Tage der landesherrli- Dauer der 
chen Genehmigung laufende, Jahre beſtimmt. { Geſellſchaft. 


Eine Verlaͤngerung der Dauer der Geſellſchaft uͤber dieſen Zeitpunkt hin⸗ 
aus kann in einer Generalverſammlung, in welcher jeder Aktionair ſtimmbe⸗ 
rechtigt und ſo viel Stimmen, als derſelbe Aktien beſitzt, abzugeben befugt iſt, 
beſchloſſen werden, wenn in der Einladung zu der Generalverſammlung dieſer 

Jahrgang 1857. (Nr. 4749.) 84 Zweck 


denen In Geſellſchaft findet nach Faufmannifchen Grundſaͤtzen ſtatt. 
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Zweck angekuͤndigt iſt und in derſelben eine Mehrheit von drei Vierteln der ver⸗ 
tretenen Aktien fuͤr die Verlaͤngerung ſtimmt. Der Beſchluß bedarf der landes⸗ 
herrlichen Genehmigung. 


§. 24. 


Auflöſung der Von mindeſtens ſieben Mitgliedern des Verwaltungsrathes, oder von 

Geſelſchaft. Aktionairen, welche zuſammen ein Drittel des Geſellſchaftskapitals beſitzen, kann 
der Antrag auf Auflöfung der Geſellſchaft geſtellt werden, die Auflöfung ſelbſt 
aber nur in einer beſonders dazu berufenen Generalverſammlung durch eine 
Mehrheit von drei Vierteln der anweſenden oder vertretenen Aktien, jede fuͤr 
Eine Stimme zaͤhlend ($. 23.), beſchloſſen werden. 


Dieſer Beſchluß bedarf der landesherrlichen Genehmigung. Außerdem 
tritt die Aufloͤſung der Geſellſchaft in den in dem Geſetze vom 9. November 
1843. beſtimmten Faͤllen ein und wird nach Maaßgabe der in dieſem Geſetze 
getroffenen Beſtimmungen bewirkt. 


H. 25. 
Rechnungsle⸗ Die Buch⸗ und Kaſſen⸗, wie überhaupt die ganze Geſchaͤftsfuͤhrung der 


H. 26. 


Unmittelbar nach Ablauf jeden Kalenderjahres ſind ſaͤmmtliche Geſchaͤfts⸗ 
bücher abzuſchließen, ein vollſtaͤndiges Inventarium tiber das ganze Geſell⸗ 
ſchaftsvermoͤgen aufzunehmen und die Bilanz zu ziehen. 


Dieſer Geſammtabſchluß iſt bis Ende März den nach $. 21. gewählten 
Kommiſſarien im Lokale der Geſellſchaft zur Pruͤfung vorzulegen. 


Die Bilanz wird bald nach Aufſtellung der Koͤniglichen Regierung zu 
Merſeburg mitgetheilt und durch die Geſellſchaftsblaͤtter bekannt gemacht. 


5:27, 


Betriebs: Zur Inventur werden alle Beſitzſtuͤcke an Kohlen in der Erde, Produk⸗ 

Ueberſchuß. ten, Fabrikaten ꝛc. nach den Erwerbs: und Selbſtkoſten oder, wenn der wahre 
Werth zur Zeit geringer iſt, nach dieſem abgeſchaͤtzt, und es iſt dabei ganz be⸗ 
ſonders jederzeit der Werth der abgebauten Kohle mit in Abrechnung zu brin⸗ 
gen. Wie viel von dem Werthe der Immobilien, Maſchinen, Forderungen 
und ſonſtigen beweglichen Vermöoͤgensſtuͤcken abgeſchrieben werden foll, beſtimmt 
der Verwaltungsrath; jedoch muͤſſen bei Maſchinen und Utenſilien ſtets minde⸗ 
ſtens fuͤnf Prozent pro Jahr abgeſchrieben werden. 8 


Der ſich hiernach beim Abſchluß herausſtellende Ueberſchuß der Aktiba 
uͤber die Paſſiva bildet den Reingewinn. | N 922 


e 


§. 28. 


Von dem Reingewinn find abzuführen: „theitung 
eſſelben. 


a) mindeſtens zehn Prozent deſſelben zur Bildung eines Reſervefonds, bis 
dieſer zehn Prozent des Aktienkapitals erreicht hat (H. 30.); 


b) die etwanigen Tantiemen für die Mitglieder des Verwaltungsrathes und 
die Beamten der Geſellſchaft. 


Wieviel von dem bleibenden Reingewinn nach Ablauf des erſten Be⸗ 
triebsjahres (§. 5.) als Dividende vertheilt und wie der etwanige Reſt ver⸗ 
wendet werden ſoll, beſtimmt auf Vorſchlag des Verwaltungsrathes die Gene⸗ 
ralverſammlung. 


$ 29. 


: Die Dividenden werden jahrlih am 1. Juli auf dem Komtoir der Ge⸗ Dividenden 
ſellſchaft in Weißenfels gegen die ausgegebenen Dividendenſcheine gezahlt. Die Auszahlung. 
Dividenden verjaͤhren nach Ablauf von vier Jahren, vom Tage der Zahlbarkeit 
ig Gunſten der von der Geſellſchaft zu errichtenden Huͤlfs⸗ und Penſions⸗ 

aſſe. 5 


H. 30. 


Der nach H. 28. zu bildende Reſervefonds iſt mindeſtens bis zehn Prozent 5 
des Aktienkapitals zu bringen und bis dahin zu ergänzen, wenn er unter dieſen 1 


Betrag wieder herabſinken ſollte. 
Ueber die Anlegung deſſelben beſchließt der Verwaltungsrath. 


$. 31. 


‚Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in der Leip⸗ Hellen 
ziger Zeitung, der Halleſchen Neuen Zeitung und den Weißenfelſer, Naum⸗ une; 
burger und Zeitzer Kreisblaͤttern. 


Beim Eingehen eines der genannten Blaͤtter hat der Verwaltungsrath, 
vorbehaltlich der Genehmigung der Königlichen Regierung zu Merſeburg und 
155 naͤchſten Generalverſammlung, zu beſtimmen, welches Blatt an deſſen Stelle 
reten ſoll. g 


| Die Königliche Regierung ift befugt, jederzeit die Wahl anderer Gefell- 
ſchaftsblaͤtter 1 oder dieſelben vorzuschreiben. 


| Alle Aenderungen find durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung 
Ju Merſeburg und durch die uͤbrigen Geſellſchaftsblaͤtter bekannt zu machen. 


(Nr. 4749) 84* H. 32. 
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H. 32. 


„Oberaufſicht Die Koͤnigliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſarius zur Wahrneh⸗ 

des Staats. mung des Aufſichtsrechts für beftändig oder für einzelne Fälle zu beftellen, 

Dieſer Kommiſſarius kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die Generalver⸗ 
ſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammenberufen und 
ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Anlagen, Kaſſen, 
Büchern, Rechnungen, Regiſtern und fonftigen Verhandlungen und Schrift⸗ 
ſtuͤcken der Geſellſchaft Einſicht nehmen. 


Die Geſellſchaft hat mit Ruͤckſicht auf die von ihr betriebenen Bergbau⸗ 
und anderen gewerblichen Unternehmungen für die kirchlichen und Schul-Beduͤrf⸗ 
niſſe der von ihr beſchaͤftigten Arbeiter zu ſorgen, inſoweit die Verpflichtung 
dazu nach den geſetzlichen beſtehenden Beſtimmungen nicht Gemeinden oder 
anderen korporativen Verbaͤnden und Perſonen obliegt, oder dieſe dazu nicht 
im Stande find, auch zu den Koſten der Polizei- und Gemeinde⸗Verwaltung in 
angemeſſenem Verhaͤltniſſe beizuſteuern. Es kann dieſelbe, ſofern ſie ſich dieſer 
Verpflichtung entziehen ſollte, angehalten werden, fuͤr die gedachten Zwecke die⸗ 
jenigen Beiträge. zu leiſten, welche von der Staatsregierung nach ſchließlicher 
Beſtimmung der betreffenden Reſſortminiſter und des Miniſters fuͤr Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten für nothwendig erachtet werden. 15 


Nicht minder iſt die Geſellſchaft allen hinſichtlich des Berg: und Huͤtten⸗ 
weſens beſtehenden oder noch ergehenden Vorſchriften unterworfen. 


H. 33. 


Schlichtung Alle Streitigkeiten der Aktionaire mit der Geſellſchaft werden, den Fall 
keen. g des H. 7. ausgenommen, mit Ausſchluß des Rechtsweges durch ſchiedsrichter⸗ 
liches Verfahren entſchieden. a 5 


Zu dieſem Behuf erwaͤhlt jede Partei einen ſachkundigen Schiedsrichter, 
beide Schiedsrichter, wenn fie ſich über einen Ausſpruch nicht einigen koͤnnen, 
einen Obmann, deſſen Ausſpruch ebenſo, als der der Schiedsrichter, die Kraft 
richterlichen Erkenntniſſes hat, gegen welches die Berufung auf den Rechtsweg 
nur für Faͤlle der Nichtigkeit nach Maaßgabe der H. 172, ff. Theil J. 
Titel 2. der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung ſtattfindet. 


Four diejenige Partei, welche binnen vier Wochen nach Aufforderung des 
Verwaltungsrathes keinen Schiedsrichter gewaͤhlt hat, waͤhlt einen ſolchen der 
Direktor der Koͤniglichen Gerichtsbehoͤrde fuͤr die Stadt Weißenfels. Daſſelbe 
gilt, wenn ſich die Schiedsrichter nach gleicher Aufforderung und Friſt nicht 
über die Wahl eines Obmannes einigen können. 


§. 34. 


Mit der Leitung aller Geſchaͤfte bis zur erſten Generalverſammlung A 
erfolg: 
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erfolgter landesherrlicher Genehmigung des Statuts ſind die in H. 1. genann⸗ 
ten Begruͤnder der Geſellſchaft als proviſoriſcher Verwaltungsrath beauftragt 
und ſind dazu ermaͤchtigt und verpflichtet, alle diejenigen Funktionen und Be⸗ 
fugniſſe auszuuͤben, welche dem ordentlichen Verwaltungsrathe in den HF. 6. 7. 

11. 12. 14. 15. 17. ff. zugewieſen ſind. a 


werſchen-Weißenfelſer Braumkohlen- Aktien geſellſchaft. 


Interims⸗Quittung 


I 
für 
DOREEN ee ee ee 
über Preuß. Kurant Rthlriu .acee: VVVVVVFV RENATE 
geleiftete ..... zahlung auf die Aktie . der obengenannten Geſellſchaft. 


1 8 iſt durch dieſe Zahlung und die Unterzeichnung des Verpflichtungs⸗ 
ſcheins in alle Rechte und Pflichten eingetreten, welche das unter dem. 
e e ed.! landesherrlich beſtaͤtigte Statut fuͤr die Theilhaber der oben— 


genannten Geſellſchaft feſtſetzt. 
Weißenfels, den en 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften.) 


(Nr. 4749.) Aktie 


— 650 — 


A 
der 
Werfchen -Weißenfelfer Oraunkohlen⸗ Aktiengeſellſchaft 
„ 
uͤber 


Einhundert Thaler Preuß. Kurant. 


Der Inhaber dieſer Aktie hat den Geſammt-Einſchuß von Einhundert Thalern 
Preuß. Kurant geleiſtet und hat nach Hoͤhe dieſes Betrages und in Gemaͤßheit 
Des nter dem landesherrlich beſtaͤtigten Statuts der 
Geſellſchaft verhaͤltnißmaͤßigen Antheil an deren geſammten Eigenthum, Gewinn 
und Verluſt. 

Weißenfels, dn nn 8 


Der Betriebs -Direktor. Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift.) (Unterſchrift zweier Mitglieder.) 


Serie M = 
Dividendenſchein 


| zur 
Aktie der Werfchen -Weißenfelfer Sraunkohlen - Aktiengefellfchaft 
N 


Gegen Ruͤckgabe dieſes Scheins empfaͤngt Inhaber am 1. Juli 18. auf 


dem Komtoir der Geſellſchaft in Weißenfels denjenigen Antheil von dem Nein 


ertrage, welcher für das Geſchaͤftsjahr 18 ., ſtatutengemaͤß bekannt gemacht 
werden wird. 
Weißenfels, den ten 18. 


Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften per Fakſimile.) 

Der Kontrolbeamte. 
; (Name per Fakſimile.) 
H. 29. des Geſellſchafts⸗Statuts. 

Die Dividenden verjaͤhren nach Ablauf von 
vier Jahren vom Tage der Zahlbarkeit an zu 


Gunſten der von der Geſellſchaft zu errichten⸗ 
den Huͤlfs- und Penſions⸗Kaſſe. 


Werſchen⸗ 


0 
Werfchen -Weißenfelfer Sraunkohlen- Aktiengefellfchaft. 


Anweiſung zum Empfang 
der .. Serie der Dividendenſcheine zur Aktie x 


Jubaber empfängt amm gegen dieſe Anweiſung gemaͤß H. 5. 
des Statuts auf dem Komtoir der Geſellſchaft in Weißenfels die .... Serie 
der Dividendenſcheine zu vorbezeichneter Aktie. 

Weißenfels, den nn 18 


Der Verwaltungsrath. 
(Zwei Unterſchriften per Fakſimile.) 
Der Kontrolbeamte. 
(Unterſchrift.) 


(Nr. 4750.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Juli 1857. betreffend die Zulaͤſſigkeit der Aende⸗ 
rung des Wortlauts in den Reglements der oͤffentlichen Feuerſozietaͤten 
uͤber feuerfeſte Dachungen. 


N, nach Ihrem Berichte vom 9. Juli d. J. der Wortlaut in einigen Re⸗ 
glements der oͤffentlichen Feuerſozietaͤten die Direktionen derſelben hindert, 
Dachungen unter den feuerfeſten zu klaſſifiziren, welche als ſolche nicht aus⸗ 
druͤcklich genannt ſind, die neuere Technik aber aus anderen Stoffen, als Stein 
und Metalle, feuerfeſte Dachungen hergeſtellt hat, deren Tragbarkeit und Wohl⸗ 
feilheit uͤberdies die Beſeitigung der feuergefaͤhrlichen Strohdaͤcher weſentlich zu 
erleichtern geeignet iſt, ſo will Ich Sie hierdurch ermaͤchtigen, auf den Antrag 
der Sozietaͤten jenen Wortlaut in den allgemeinen von der Staatsbehoͤrde als 
feuerfeſt anerkannte Bedachung zu veraͤndern. 

Dieſe Meine Order ift durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 


Sansſouci, den 20. Juli 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4749-4752.) (Nr. 4751.) 


hy 


(Nr. 4751.) Merhöchfter Erlaß vom 20. Juli 1857., betreffend die Verleihung der 


Staͤdte⸗Ordnung fuͤr die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Ge⸗ 
meinde Mayen, Regierungsbezirks Coblenz. 


Au den Bericht vom 9. Juli d. J., deſſen Anlagen zuruͤckfolgen, will Ich 
der Gemeinde Mayen, im Regierungsbezirk Coblenz, deren Antrage gemäß, 
nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande mit Landgemein⸗ 
den, # Städte-Orbnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. hiermit 
verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 20. Juli 1857. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 4752.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. Juli 1857., betreffend die Verleihung der Staͤdte⸗ 
Ordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. an die Gemeinde 
Braunfels, Regierungsbezirks Coblenz. 


* 


Al den Bericht vom 7. Juli d. J., deſſen Anlagen zuruͤckfolgen, will Ich 

der Gemeinde Braunfels, im Regierungsbezirk Coblenz, deren Antrage ge: 
maͤß, nach bewirkter Ausſcheidung aus dem Buͤrgermeiſtereiverbande, in welchem 
dieſelbe mit Landgemeinden ſteht, die Staͤdte-Ordnung für die Rheinprovinz 
vom 15. Mai 1856. hiermit verleihen. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen. 
Sansſouci, den 20. Juli 1857. . 
Friedrich Wilhelm. 
v. Weſtphalen. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Bureau des Staats⸗Miniſteriums. 
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